 BFG
BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/6100102/2018

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Mag. Josef Zwilling in der Beschwerdesache
rAEEBfL*HR* *EXBf1-Adr***, Uber die Beschwerde vom 7. Dezember 2017 gegen den Bescheid
des Finanzamtes St. Johann Tamsweg Zell am See (nunmehr Finanzamt Osterreich) vom

7. November 2017 betreffend Einkommensteuer 2016 zu Recht erkannt:

|. Die Beschwerde wird gemafd § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Der Beschwerdefiihrer (BF) beantragte im Zuge der Einreichung der
Einkommensteuererklarung 2016 am 6.11.2017 Krankheitskosten in Hohe von € 5.716,40 und
Kurkosten in Hohe von € 371,07 (in Summe € 6.087,47) als aulRergewohnliche Belastung gemaR
§ 34 Einkommensteuergesetz (EStG). Im Bescheid vom 7.11.2017 wurden € 6.087,47 als
aulRergewodhnliche Belastung gemaR § 34 EStG bericksichtigt, wobei der Selbstbehalt gemal
§ 34 Abs. 4 EStG in HOhe von € 4.565,15 in Abzug gebracht wurde, sodass das zu versteuernde
Einkommen durch auBergewohnliche Belastungen in Hohe von € 1.522,32 reduziert wurde.
Der Selbstbehalt wurde dabei gemald § 34 Abs. 4 in Verbindung mit Abs. 5 EStG berechnet und
mit € 4.565,15 ermittelt (Gesamtbetrag der Einkiinfte € 35.174,88 plus ,,Sonstige Bezlige"
gemalk § 67 EStG € 3.809,14 minus Sonderausgaben € 941,10 = Bemessungsgrundlage
€38.042,92 X 12% = € 4.565,15 Selbstbehalt).

Mit Beschwerdeschrift vom 7.12.2017 bringt der BF vor:
,Sehr geehrte Damen und Herren, im Auftrag des Steuerpflichtigen ersuchen wir um
stufenweise Berechnung des Selbstbehalts bei den geltend gemachten aufSergewéhnlichen
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Belastungen (zur detaillierten Begriindung fiir die Sachgerechtigkeit dieser Berechnungsweise
siehe die Beilage). Der Selbstbehalt beldiuft sich bei einer stufenweisen Berechnung im
vorliegenden Fall auf 3.399,15 Euro (7.300 Euro x 6 % + 7.300 Euro x 8 % + 21.800 Euro x 10 % +
1.642,92 Euro x 12 %) und nicht wie im bekdmpften Bescheid berechnet auf 4.565,15 Euro
(38.042,92 Euro x 12 %). Mit der Bitte um antragsgemdfSe Korrektur des ESt-Bescheides 2016”.
In der in der Beschwerdeschrift erwahnten Beilage, einem Fachartikel im SWK-Heft 18 vom
20.6.2017, verweist der Autor des Artikels auf ein Urteil des deutschen Bundesfinanzhofes
(BFH) vom 19.1.2017, VIR 75/14, zur Ermittlung der zumutbaren Belastung gemaR § 33 Abs. 3
deutsches EStG und kommt zum Schluss, dass diese Rechtsprechung auf die 6sterreichische
Selbstbehaltsregelung des § 34 Abs. 4 EStG (bertragbar sei.

In der Beschwerdevorentscheidung vom 14. Februar 2018 wurde die Beschwerde vom
Finanzamt als unbegriindet abgewiesen. Begriindend wurde zusammengefasst ausgefiihrt,
dass gemals § 2 Abs. 2 EStG das Einkommen der Gesamtbetrag der Einklinfte aus den im Abs. 3
aufgezahlten Einkunftsarten nach Ausgleich mit Verlusten sei, die sich aus einzelnen
Einkunftsarten ergeben, und nach Abzug der Sonderausgaben (§ 18) und auRergewdhnlichen
Belastungen (§§ 34 und 35) sowie der Freibetrdage nach den §§ 105 und 106a. Aus diesen
Ausflihrungen sei zu erkennen, dass das Osterreichische EStG im Unterschied zum deutschen
EStG den zumutbaren Prozentsatz zur Ermittlung des Selbstbehaltes am Einkommen, d.h. am
»gesamten Gesamtbetrag der Einklinfte" bemesse, und daher die deutsche Rechtsprechung
nicht auf den gegenstandlichen Beschwerdefall anwendbar sei.

Daraufhin beantragte der Beschwerdefiihrer am 18. Februar 2018 die Vorlage der Beschwerde
zur Entscheidung durch das Bundesfinanzgericht und flihrte aus, dass entgegen den
Ausfihrungen in der Beschwerdevorentscheidung vom 14. Februar 2018 davon ausgegangen
werden kdnne, dass eine Interpretation der dsterreichischen Rechtslage (§ 34 Abs. 4 EStG) im
Sinne der Ausfiihrungen des deutschen Bundesfinanzhofes zur vergleichbaren deutschen
Rechtslage (§ 33 Abs. 3 EStG) moglich und im Lichte verfassungsrechtlicher Prinzipien
(Gleichheitswidrigkeit aufgrund verfassungsrechtlich bedenklicher Progressionsspriinge nach
der bisherigen Interpretation der Selbstbehaltsregelung des § 34 Abs. 4 EStG) auch sachgerecht
und damit geboten sei.

Mit Vorlagebericht vom 2. Marz 2018 legte das Finanzamt den Beschwerdeakt dem
Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vor und beantragte die Abweisung der Beschwerde.
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Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Der Beschwerdefiihrer erzielte im Jahr 2016 Einkiinfte aus Gewerbebetrieb sowie aus
nichtselbstandiger Arbeit. In seiner Einkommensteuererklarung 2016 vom 6.11.2017 machte er
Krankheitskosten in Hohe von € 5.716,40 und Kurkosten in Héhe von € 371,07 (in Summe

€ 6.087,47) als auBergewdhnliche Belastung gemal § 34 Einkommensteuergesetz (EStG)
geltend. Im Vorlageantrag an das Bundesfinanzgericht zeigt der Beschwerdefiihrer
verfassungsrechtliche Bedenken im Zusammenhang mit § 34 Abs 4 EstG auf.

2. Beweiswiirdigung

Der entscheidungsrelevante Sachverhalt ergibt sich aus den vorgelegten Unterlagen und den
Parteienvorbringen und ist zwischen den Parteien unbestritten.

Vor diesem Hintergrund durfte das Bundesfinanzgericht die obigen Sachverhaltsfeststellungen
gemalk § 167 Abs 2 BAO als erwiesen annehmen.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)

GemaR § 34 EstG Abs 1 sind bei der Ermittlung des Einkommens (§ 2 Abs. 2) eines
unbeschrankt Steuerpflichtigen nach Abzug der Sonderausgaben (§ 18) aulRergewdhnliche
Belastungen abzuziehen. Die Belastung muss folgende Voraussetzungen erfillen:

1. Sie muss auBergewdhnlich sein (Abs. 2).

2. Sie muss zwangslaufig erwachsen (Abs. 3).

3. Sie muss die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit wesentlich beeintrachtigen (Abs. 4).

Die Belastung darf weder Betriebsausgaben, Werbungskosten noch Sonderausgaben sein.

Abs 2: Die Belastung ist aulergewo6hnlich, soweit sie hoher ist als jene, die der Mehrzahl der

Steuerpflichtigen gleicher Einkommensverhaltnisse, gleicher Vermdgensverhaltnisse erwéchst.

Abs 3: Die Belastung erwachst dem Steuerpflichtigen zwangslaufig, wenn er sich ihr aus
tatsachlichen, rechtlichen oder sittlichen Griinden nicht entziehen kann.

Abs 4: Die Belastung beeintrachtigt wesentlich die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit, soweit sie

einen vom Steuerpflichtigen von seinem Einkommen (§ 2 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 5) vor
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Abzug der auBergewdhnlichen Belastungen zu berechnenden Selbstbehalt Gbersteigt. Der
Selbstbehalt betragt bei einem Einkommen

von hochstens 7 300 Euro 6%,

von mehr als 7 300 Euro bis 14 600 Euro 8%,

von mehr als 14 600 Euro bis 36 400 Euro 10% und

bei mehr als 36 400 Euro 12%.

Der Selbstbehalt vermindert sich um je einen Prozentpunkt

- wenn dem Steuerpflichtigen der Alleinverdienerabsetzbetrag oder der
Alleinerzieherabsetzbetrag zusteht

- wenn dem Steuerpflichtigen kein Alleinverdiener- oder Alleinerzieherabsetzbetrag
zusteht, er aber mehr als sechs Monate im Kalenderjahr verheiratet oder eingetragener
Partner ist und vom (Ehe-)Partner nicht dauernd getrennt lebt und der (Ehe-)Partner
Einkinfte im Sinne des § 33 Abs. 4 Z 1 von hochstens 6 312 Euro (Anm. 1) jahrlich erzielt

- firjedes Kind (§ 106).

Das Einkommen nach § 2 Abs. 2 EStG ist der Berechnung des Selbstbehaltes zu Grunde zu
legen. Die zum laufenden Tarif zu versteuernden Einkiinfte sind um die sonstigen Bezlige
gemald § 67 Abs. 1 und 2 EStG zu erhdhen. Aus dem Ausdruck "vor Abzug der
aulRergewohnlichen Belastungen" ergibt sich, dass bei der Bemessung des Selbstbehaltes nur
die Summe jener auBergewdhnlichen Belastungen unberiicksichtigt zu bleiben hat, die dem
Selbstbehalt unterliegen (VWGH 28.1.2003, 98/14/0160). Ohne Selbstbehalt abzugsfihige
aulRergewohnliche Belastungen vermindern die Bemessungsgrundlage fiir die Berechnung des
Selbstbehaltes.

Im verfahrensgegenstandlichen Fall war daher der Gesamtbetrag der Einklinfte (€ 35.174,88)
um die sonstigen Bezilige gemaR § 67 Abs. 1 und 2 EStG zu erhdhen (€ 4.595,97 laut Kennzahl
220 des Lohnzettels abzliglich € 786,83 laut Kennzahl 225 = € 3.809,14). Von der Summe
(€35.174,88 + € 3.809,14 = € 38.984,02) waren fiir die Ermittlung der Bemessungsgrundlage
fiir den Selbstbehalt die Sonderausgaben in der Hoéhe von insgesamt € 941,10 (€ 691,10 +

€ 250) in Abzug zu bringen. Das Einkommen, das der Berechnung des Selbstbehaltes zu Grunde
zu legen ist, betragt daher, wie auch durch den BF in der Beschwerdeschrift mitgeteilt,

€ 38.042,92. Bei einem Einkommen von mehr als € 36.400 ist der Selbstbehalt gemafR

§ 34 Abs. 4 EStG mit 12% zu ermitteln und betragt konkret € 4.565,15 (12% von € 38.042,92).
Dieser dem Gesetz entsprechende Selbstbehalt wurde auch dem Bescheid vom 7.11.2017 zu
Grunde gelegt.

4von7



Seite 5von 7

Soweit der BF auf eine gedanderte Rechtsprechung des deutschen BFH zur deutschen
Rechtslage verweist und eine Ubertragbarkeit dieser Rechtsprechung auf § 34 Abs. 4 EStG
sieht, wird ausgefiihrt: Wie dem BFH-Urteil vom 19.1.2017, VIR 75/14, unter RZ 18 zu
entnehmen ist, stellt die deutsche Rechtslage flir die Anwendung eines bestimmten
»Selbstbehaltsprozentsatzes" nicht auf den ,,gesamten Gesamtbetrag der Einklinfte" ab,
sondern bezieht sich der gesetzlich festgelegte Prozentsatz nur auf den Gesamtbetrag der
Einklinfte in der Spalte der Tabelle des § 33 Abs. 3 Satz 1 des deutschen EStG, in der sich auch
die jeweilige Prozentzahl befindet.

Diese Interpretation des BF verkennt jedoch aus Sicht des BFG vor allem den eindeutigen
Osterreichischen Gesetzestext. Der Osterreichische Gesetzgeber hat nach § 33 EStG 1988 den
auf das Einkommen anzuwendenden progressiven Stufentarif durch die Anwendung der
Tarifstufen auf einzelne Einkommensteile ebenso eindeutig definiert wie die Berechnung des
prozentuellen Selbstbehaltes nach der Hohe des (Gesamt)Einkommens im § 34 EStG 1988.

Dies ergibt sich fiir das BFG bereits eindeutig aus dem Gesetzestext und wird durch Stellung
der zitierten Bestimmungen im dritten Teil des EStG 1988 weiter verstarkt. Dem Gesetzgeber
kann nicht unterstellt werden, dass er mit jeweils eindeutigen unterschiedlichen
Bezeichnungen (Anwendung der Prozentsdtze auf Einkommensteile beim progressiven
Stufentarif in § 33 Abs. 1 EStG 1988 bzw. eines Prozentsatzes auf das Einkommen in

§ 34 Abs. 4 EStG 1988) in zwei aufeinanderfolgenden gesetzlichen Bestimmungen desselben
Gesetzes gleiche Rechtsfolgen, namlich die Anwendung des Stufentarifs in beiden Fallen

erzeugen wollte.

Gemal § 34 Abs. 4 EStG beeintrachtigt die Belastung wesentlich die wirtschaftliche
Leistungsfahigkeit, soweit sie einen vom Steuerpflichtigen von seinem Einkommen (§ 2 Abs. 2
in Verbindung mit Abs. 5) vor Abzug der auBergewdhnlichen Belastungen zu berechnenden
Selbstbehalt libersteigt.

GemalR § 2 Abs. 2 EStG ist Einkommen der Gesamtbetrag der Einkiinfte aus den im Abs. 3
aufgezahlten Einkunftsarten nach Ausgleich mit Verlusten, die sich aus einzelnen
Einkunftsarten ergeben, und nach Abzug der Sonderausgaben (§ 18) und auRergewohnlichen
Belastungen (§§ 34 und 35) sowie der Freibetrdage nach den §§ 105 und 106a. Aus diesen
Ausflihrungen ist zu erkennen, dass das Osterreichische EStG im Unterschied zum deutschen
EStG den zumutbaren Prozentsatz zur Ermittlung des Selbstbehaltes am Einkommen, d.h. am
»gesamten Gesamtbetrag der Einklinfte" bemisst, und daher die deutsche Rechtsprechung
nicht auf den gegenstdndlichen Beschwerdefall anwendbar ist. Wie ausgefiihrt wurde, wurde
der Selbstbehalt gemal § 34 Abs. 4 in Verbindung mit Abs. 5 EStG im Bescheid vom 7.11.2017
zutreffend ermittelt.
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Bei diesem Ergebnis bleibt kein Raum fiir den angefiihrten Interpretationsspielraum fur die
Anwendung eines progressiven Stufentarifs bei der Bemessung des Selbstbehaltes nach
§ 34 Abs. 4 EStG 1988, der durch teleologische Interpretation zu fiillen ware.

Verfassungsrechtliche Bedenken

Nach dem Konzept der dsterreichischen Bundesverfassung kommt allein dem
Verfassungsgerichtshof die Kompetenz zur Normenkontrolle zu. Bereits in der Stammfassung
des B-VG hat der Verfassungsgesetzgeber fiir den Fall, dass ein Gericht gegen die Anwendung
einer Verordnung aus dem Grund der Gesetzwidrigkeit Bedenken hat, in Art. 89 Abs. 2
normiert, dass das Gericht das Verfahren zu unterbrechen und den Antrag auf Aufhebung
dieser Verordnung beim Verfassungsgerichtshof zu stellen hat. Seit Inkrafttreten der
Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 mit 01.01.2014 erkennt der Verfassungsgerichtshof
nunmehr gemadR Art. 139 Abs. 1 Z 1 B-VG auf Antrag eines "Gerichtes" Uber die
Gesetzwidrigkeit von Verordnungen und gemaf Art. 140 Abs. 1 Z 1 lit. a B-VG auf Antrag u.a.
eines "Verwaltungsgerichtes" lber die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen. GemaR

Art. 135 Abs. 4 B-VG ist Art. 89 auf die Verwaltungsgerichte sinngemaR anzuwenden,
wodurch auch dem Bundesfinanzgericht als "Verwaltungsgericht" die Kompetenz zur
Beantragung eines Normenpriifungsverfahrens durch den Verfassungsgerichtshof zukommt
(vgl. Pfau, OStZ 2014/566, 347).

Auf Grund Art. 135 Abs. 4 B-VG iVm Art. 89 Abs. 2 B-VG hat das Verwaltungsgericht bei
verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Anwendung eines Gesetzes bzw. bei Bedenken
gegen die Anwendung einer Verordnung aus dem Grund der Gesetzwidrigkeit einen Antrag auf
Aufhebung dieser Norm beim Verfassungsgerichthof zu stellen. Dabei sind die Bedenken gegen
die vom Bundesfinanzgericht anzuwendende Norm unabhangig von einem allfalligen
Beschwerdevorbringen zu bericksichtigen und haben, wenn sie sich beim

Bundesfinanzgericht manifestieren, zu einem entsprechenden stichhaltig begriindeten
Prifungsantrag zu fihren. Wie der OGH schon wiederholt erkannt hat, ist unabdingbare
Voraussetzung der Anrufung des Verfassungsgerichtshofes, dass das Gericht selbst Bedenken
gegen die VerfassungsmalRigkeit des anzuwendenden Gesetzes bzw. die GesetzmaBigkeit der
anzuwendenden Verordnung hat; der Umstand allein, dass eine Partei solche Bedenken
vorbringt (oder dass im Schrifttum Bedenken gedulRert worden sind), berechtigt oder
verpflichtet das Gericht noch nicht zur Normenpriifung.

Nach der Rechtsprechung des VWGH besteht fiir die beschwerdefiihrende Partei kein
subjektives Recht darauf, dass das zur Antragstellung legitimierte Organ von seinem
Anfechtungsrecht Gebrauch macht (vgl. Pfau, aa0O, 349). Das Bundesfinanzgericht teilt, wie
weiter oben ausfiihrlich dargestellt, die verfassungsrechtlichen Bedenken des
Beschwerdefiihrers nicht.
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Aus den dargelegten Griinden war daher spruchgemalf’ zu entscheiden.

3.2.  Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Die im Verfahren vor dem Bundesfinanzgericht strittige Rechtsfrage ist durch die Rsp des
VwGH geklart. Von dieser wird im vorliegenden Erkenntnis nicht abgewichen. Die (ordentliche)
Revision war somit nicht zuzulassen.

Salzburg, am 26. September 2025

7von7



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




